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			Neue Beratungsstelle in Reutlingen

			Seit Oktober 2016 ist die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg mit einer neuen Beratungsstelle in der Reutlinger Kanzleistraße vertreten. Verbraucher haben nun die Möglichkeit, vor Ort eine Beratung zu allen Themen aus dem Angebot der Verbraucherzentrale zu bekommen. 

			„Wir sind wieder da“ – mit diesen Worten begrüßte Cornelia Tausch, Vorstand der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, am 5. Oktober 2016 anlässlich der Eröffnungsfeier die Gäste in der neuen Reutlinger Beratungsstelle. Als Anfang der 2000er Jahre die finanziellen Mittel für die Verbraucherzentrale im Land zurückgefahren wurden, fiel auch die Reutlinger Beratungsstelle dem Sparzwang zum Opfer. Dank einer deutlichen Erhöhung der Landesmittel, aus denen sich die Verbraucherzentrale überwiegend finanziert, und der Unterstützung durch die Stadt Reutlingen konnte nach 16 Jahren Abwesenheit nun wieder eine Beratungsstelle in Reutlingen eröffnet werden. Denn, da waren sich alle Redner, zu denen auch Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch (Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz), die Reutlinger Oberbürgermeisterin Barbara Bosch und der Vorsitzende des Verwaltungsrats der Verbraucherzentrale Nikolaos Sakellariou gehörten, einig: Viele Probleme und Fragestellungen ließen sich nur oder am ehesten in einem persönlichen Beratungsgespräch klären. Und eine wichtige Lücke sei mit der Beratungsstelle in Reutlingen geschlossen worden: Mussten Verbraucher aus Reutlingen und Umgebung bisher für eine persönliche Beratung nach Stuttgart oder Ulm fahren, fänden die über 700.000 Verbraucher aus der Region Neckar-Alb nun eine Beratungsstelle in ihrer näheren Umgebung.

			Thematisch ist die Verbraucherzentrale in Reutlingen breit aufgestellt, das Angebot der Fach- und Rechtsberatung umfasst Beratungen zu folgenden Themenbereichen: Altersvorsorge, Banken und Kredite, Versicherungen, Lebensmittel und Ernährung, Bauen, Wohnen, Energie sowie Telekommunikation, Internet und allgemeines Verbraucherrecht. Die sechs Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der neuen Beratungsstelle bieten außerdem Vorträge und Workshops aus allen Bereichen an.

			Verbraucherinteressen beim Bausparen in der Niedrigzinsphase

			Bausparverträge waren über viele Jahre eine schlecht verzinste Geldanlage. Bei vielen Altverträgen stellt sich das im heutigen Niedrigzinsumfeld ganz anders dar. Die Bausparkassen versuchen, diese gut verzinsten Verträge loszuwerden. Diese Bestrebungen der Bausparkassen sind umstritten. Seit Jahren sind entsprechende Beschwerden von Verbrauchern über das Verhalten der Bausparkassen ein Schwerpunkt in der Beratung der Verbraucherzentrale. Das Vertrauen der Verbraucher in die Bausparkassen schwindet. 

			Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg berichtet regelmäßig und ausführlich über neue Maschen und Versuche der Anbieter, Kunden aus lukrativen Verträgen zu drängen (www.vz-bw.de/bausparkassen). Auf die Kündigungswelle folgte eine Klagewelle. Zu diesem brisanten Thema hatte die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg am 27. Oktober 2016 zu einer Veranstaltung mit Podiumsdiskussion eingeladen. 

			Vier Vorträge gaben den Auftakt zu der sich anschließenden Podiumsdiskussion: 

			Friedlinde Gurr-Hirsch, MdL, Staatssekretärin im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg, betonte in ihren einleitenden Grußworten, dass die Niedrigzinsphase für Verbraucher und für das Bausparwesen gleichermaßen eine schwierige Zeit sei. 

			Zur Klärung der diskutierten Fragen halte sie eine höchstrichterliche Rechtsprechung jedoch für dringend notwendig.

			Im Anschluss berichtete Niels Nauhauser, Leiter der Abteilung Altersvorsorge, Banken, Kredite der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V., aus der Praxis der Beratung in der Verbraucherzentrale. Für Verbraucher besonders ärgerlich sei der Vorwurf der Bausparkassen und auch einiger Gerichte, Verbraucher würden sich mit ihren als Sparanlage genutzten Verträgen gegenüber den „Interessen des Bausparkollektivs“ „unsolidarisch“ verhalten. Dass Bausparverträge auch zur Geldanlage verkauft wurden, wie Beispiele vergangener und aktueller Angebotswerbung belegen, scheint dabei keine Rolle zu spielen. 

			Und was das Bausparkollektiv betrifft: Kein einziger Sparer hat einen Vertrag mit einem Kollektiv geschlossen, sondern mit einer Bausparkasse – und alle Bausparkassen firmieren als Kreditinstitut in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft. 

			Dr. Hans-Jörg Lehmann, Aktuar im Bausparwesen, erläuterte in seinem Vortrag die mathematischen Hintergründe, nach denen das Bausparwesen funktioniert. Eine Erkenntnis aus seinem Vortrag: Mit den Niedrigzinsen können die Bausparkassen umgehen, allerdings könne auch er nicht voraussagen, ob alle Bausparkassen die aktuelle Zinslage unbeschadet überstehen werden.

			Zur Rechtmäßigkeit der aktuellen Kündigungswelle sprach Dr. jur. Christoph Weber, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht und Unternehmensrecht, Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU). Weber vertrat die Auffassung, dass die Kündigung von Verträgen zehn Jahre nach Zuteilungsreife rechtlich nicht haltbar sei. Auch nach einigen positiven Urteilen der Oberlandesgerichte Stuttgart, Bamberg und Karlsruhe in jüngster Zeit wagte er keine Prognose zur voraussichtlich 2017 anstehenden Entscheidung des Bundesgerichtshofes.

			In der abschließenden Podiumsdiskussion diskutierten über Verbraucherinteressen beim Bausparen in der Niedrigzinsphase Friedlinde Gurr-Hirsch MdL, Staatssekretärin im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Lothar Binding MdB, finanzpolitischer Sprecher der SPD Bundestagsfraktion, Thomas Happel, Leiter der Abteilung Aufsicht über Sparkassen und Privatbanken in der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und Niels Nauhauser, Leiter der Abteilung Altersvorsorge, Banken, Kredite, Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V.. Es herrschte weitgehend Einigkeit darüber, dass Verträge einzuhalten sind, auch unter erschwerten Marktbedingungen. Zukünftigen Streitigkeiten über die Rechtmäßigkeit von Kündigungsansprüchen begegnen die Bausparkassen in Absprache mit der BaFin durch sogenannte Öffnungsklauseln. Diese sollen die Institute berechtigen, unter Umständen den Vertrag kündigen zu dürfen. Allerdings dürfen auch diese Klauseln Verbraucher nicht unangemessen benachteiligen.

			Energieausweis: Steckbrief für Wohngebäude

			Wozu braucht man einen Energieausweis?

			Der Energieausweis ist in Deutschland seit einigen Jahren verpflichtend vorgeschrieben. Sein Ziel ist vor allem, die energetische Qualität verschiedener Gebäude vergleichbar zu machen. Dies ist sowohl für Käufer als auch für Mieter von Interesse, da die Heizkosten einen immer größeren Anteil der Wohnkosten ausmachen. 

			Laut Energieeinsparverordnung (EnEV) soll der Energieausweis Klarheit schaffen über die energetische Qualität eines Gebäudes. Dazu enthält das Dokument auf fünf Seiten allgemeine Angaben zum Gebäude, zu den verwendeten Energieträgern, beispielsweise Öl oder Gas, sowie zu den Energiekennwerten des Gebäudes.

			Pflicht für Verkäufer und Vermieter

			Verkäufer und Vermieter sind verpflichtet, den Energieausweis schon bei der Besichtigung der Wohnung oder des Hauses vorzulegen und diesen nach Abschluss des Kauf- oder Mietvertrags unverzüglich an den Käufer oder Mieter auszuhändigen. Die Verpflichtung gilt sowohl für Wohngebäude als auch für Nichtwohngebäude wie Bürogebäude. 

			Auch Immobilienanzeigen müssen bereits Informationen zum energetischen Zustand des inserierten Gebäudes enthalten: Seit 1. Mai 2014 ist die Veröffentlichung bestimmter Angaben aus dem Energieausweis Pflicht. 

			Bußgeld seit Mai 2015

			Vermieter und Verkäufer sind dafür verantwortlich, dass die wichtigsten Kenndaten aus dem Energieausweis genannt werden. Wer die Angaben unterlässt, begeht eine Ordnungswidrigkeit und riskiert ein Bußgeld. Bis zu 15.000 Euro Strafe drohen, wenn die Daten unvollständig oder mangelhaft sind. 

			Was steht im Energieausweis?

			Den Energieausweis gibt es in zwei Ausführungen.

			•	Bedarfsausweis

			Er enthält neben grundlegenden Angaben zum Gebäude die Kennwerte des Energiebedarfs und gibt somit verlässlich Auskunft über die energetische Qualität eines Gebäudes. Er liefert konkretere Hinweise auf die Schwachstellen des Hauses und kann als Grundlage für eine weitergehende Beratung dienen. Nach erfolgter Modernisierung kann er zudem mit begrenztem Aufwand auf den neuesten Stand gebracht werden, um den verbesserten Standard des Gebäudes zu dokumentieren. 

			•	Verbrauchsausweis

			Dieser nennt lediglich Kennwerte für den Energieverbrauch.

			Beide Energieausweise beinhalten – soweit möglich – Modernisierungsvorschläge für die Verbesserung des energetischen Gebäudezustands. Seit 2014 wird der Energiestandard des Gebäudes in Energieeffizienzklassen von A+ bis H dargestellt, wie man sie bereits beim Kühlschrank und der Waschmaschine kennt.

			Die Empfehlungen zur Modernisierung sind eine kurz gefasste fachliche Information zur Verbesserung der energetischen Gebäudeeigenschaften. Sie umfassen die Optimierung des baulichen Wärmeschutzes und der Heizungsanlage sowie die Nutzung erneuerbarer Energien. 

			Der Ausweis gibt zu den einzelnen Empfehlungen auch an, ob diese als Einzelmaßnahmen oder in Zusammenhang mit größeren Modernisierungen durchgeführt werden können.

			Zusätzlich kann er noch die geschätzten Amortisationszeiten und die Kosten pro eingesparter Kilowattstunde Endenergie nennen. Diese Angaben sind allerdings nicht verpflichtend.

			Wann wird welche Ausweisart benötigt?

			Eigentümer von Wohngebäuden mit mehr als vier Wohneinheiten können zwischen den beiden Ausweisarten wählen. Die Erstellung eines Verbrauchsausweises ist aufgrund des geringeren Aufwands bei der Datenerhebung in der Regel günstiger. Er ist jedoch auch weniger aussagekräftig. 

			Bei Wohngebäuden mit bis zu vier Wohneinheiten ist das Baualter beziehungsweise der energetische Gebäudezustand entscheidend, ob ebenfalls Wahlfreiheit besteht. Dies ist der Fall, wenn der Bauantrag für das Gebäude nach dem 1. November 1977 gestellt wurde oder – bei einem älteren Haus – schon bei der Baufertigstellung der energetische Standard der ersten Wärmeschutzverordnung 1977 eingehalten oder das Haus nachträglich durch Modernisierungsmaßnahmen auf diesen Stand gebracht wurde.

			Keine Wahl haben Eigentümer von Wohngebäuden mit bis zu vier Wohneinheiten, die nicht den energetischen Standard der ersten Wärmeschutzverordnung erfüllen. Für solche Gebäude ist nur der Bedarfsausweis zulässig. Außerdem kann nur ein Bedarfsausweis ausgestellt werden, wenn die zur Erstellung eines Verbrauchsausweises erforderlichen Heizkosten- beziehungsweise Verbrauchsabrechnungen der letzten drei Jahre nicht vorliegen, beispielsweise weil die Beheizung dezentral über Gasetagenheizungen erfolgt oder das Gebäude kurz zu-vor umfassend modernisiert wurde. Für Neubauten wird nach deren Fertigstellung ebenfalls grundsätzlich ein Bedarfsausweis ausgestellt.

			Wo erhält man den Energieausweis?

			Nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) dürfen nur Fachkräfte mit besonderer Aus- und/oder Weiterbildung sowie Berufspraxis den Energieausweis ausstellen (Ingenieure, Architekten, Physiker oder Handwerker). Zwar enthält die EnEV eine genaue Aufzählung der Voraussetzungen für die Geeignetheit eines Ausstellers eines Energieausweises. Da es jedoch kein amtliches Zertifikat der Zulassung gibt, muss sich der Auftraggeber auf die Aussage des Ausstellers verlassen. Eine Gewähr für die Qualität und Richtigkeit der Ausweise ist damit aber noch nicht verbunden. 

			Aussteller von Energieausweisen können sich in die Expertendatenbank der Deutschen Energie-Agentur (dena) eintragen lassen. Der Eintrag kann erfolgen lediglich als Aussteller von Energieausweisen, als Effizienzhaus-Experte oder als zugelassener Aussteller für Energieausweise mit dena-Gütesiegel. Das dena-Gütesiegel wird ausschließlich für Energieausweise vergeben, die auf der Grundlage des Energiebedarfs ausgestellt werden und bei denen besondere Anforderungen an die Qualifikation des Ausstellers und die Vorgehensweise bei der Ausstellung eingehalten werden. Allerdings hat die höhere Qualität eines Energieausweises mit dena-Gütesiegel auch ihren Preis. Berechtigte Aussteller finden sich auf der von dena betreuten Datenbank unter www.energie-effizienz-experten.de.

			Gibt es Ausnahmen von der Energieausweis Pflicht? 

			Kein Energieausweis ist erforderlich

			• bei sehr kleinen Gebäuden bis zu einer maximalen Nutzfläche von 50 Quadratmetern,

			• bei einem unter Denkmalschutz stehenden Haus oder

			• bei einem „Abrisshaus“, das der Käufer oder Eigentümer abreißen möchte.

			Der Fall aus der Beratungspraxis

			Reiseversicherung bringt Überraschung mit sich

			Die Buchung einer Reiseversicherung über Internet brachte für eine Verbraucherin eine unliebsame Überraschung mit sich. Sie wandte sich damit an die Verbraucherzentrale:

			Im Internet hatte sie eine mehrtägige Flugreise gebucht. Im Rahmen dieser Buchung wurde ihr der Abschluss einer Reiseversicherung angeboten. Eine Absicherung möglicher Reiserisiken für diese Reise erschien ihr sinnvoll, so dass sie den Abschluss der Versicherung noch während der Buchung der Reise mit einem Klick auf ein „Ja“ bestätigte.

			Zum Glück verlief die Reise für sie und ihre Kinder problemlos, so dass sie die Versicherung nicht in Anspruch nehmen musste. Völlig überraschend erhielt sie jedoch viele Monate nach der Reise Post vom Reiseversicherer. Der wollte nun den Versicherungsbeitrag auch noch für ein ganzes weiteres Jahr von ihr kassieren. Die Verbraucherin konnte sich gar nicht erinnern, überhaupt einen weiteren Reiseversicherungsvertrag abgeschlossen zu haben. Hatte sie auch nicht. Es zeigte sich in diesem Fall etwas, was viele Verbraucher in dieser oder ähnlicher Form erleben: Sie hatten ungewollt nicht nur eine Versicherung für eine bestimmte Reise, sondern für ein ganzes Jahr abgeschlossen. Und das auch noch mit einem Vertrag, der rechtzeitig gekündigt werden muss, damit er sich nicht Jahr für Jahr um weitere 365 Tage verlängert. 

			Das alles findet sich zwar in den Versicherungsunterlagen wieder, ist aber Ergebnis einer völlig verbraucherunfreundlichen Vertriebslinie. Denn die Zusammenhänge zu erkennen ist in vielen Fällen eher Glückssache. Nach einem langwierigen Reisebuchungsprozess und dem Vergleich vieler Reisemöglichkeiten hat kaum jemand Lust und Interesse, auch noch seitenlange Versicherungsbedingungen zu studieren, die als Link zu lesen sind. Zudem sind die Informationen der Reiseportale dazu oft allenfalls formal ausreichend. Ferner werden die Buchenden oft auch suggestiv gefragt, ob sie auf der Reise abgesichert sein möchten – wer möchte das nicht? – oder fast dazu animiert, den „Sonderpreis“ für die angebotene Versicherung zu bezahlen. Solche Fälle zeigen, wie wichtig es gerade bei Versicherungsabschlüssen im Internet ist, genau auf die Vertragsbedingungen zu achten, und wie wesentlich es ist, dass der Vertrieb von Versicherungen sachkundig und umfassend aufklärt. Unzureichend ist es, wenn dies beispielsweise über Reiseportale neben dem Reisegeschäft geschieht.

			Internetversicherungen: Wirkungsvolle Absicherung der Gefahren im Internet?

			Im Internet lauern Gefahren – vor allem dann, wenn man aufgrund fehlenden Hintergrundswissens unbewusst einen Fehler macht oder zu leichtfertig mit diesem Medium umgeht. Schon seit einiger Zeit bieten Rechtsschutzversicherungen eine zusätzliche Absicherung für Internetgefahren. Neuerdings gibt es auch einen speziellen Internet-Versicherungsschutz. 

			Der Versicherungsumfang dieser Internetversicherungen ist recht breit und reicht von Rechtsschutzaspekten bei Verlusten durch Internetein- und -verkäufe und Schäden durch Identitäts- und Zahlungsmitteldatenmissbrauch über die Unterstützung bei Angriffen auf die eigene Persönlichkeit bis hin zu Hilfen bei Datenrettungsaktionen. 

			Bei allen Internetgefahrenversicherungen fällt jedoch auf, dass es häufig niedrige Höchstgrenzen für finanzielle Hilfen der Versicherer gibt. So mag sich ein Versicherer zwar an Löschkosten reputationsschädigender Daten beteiligen, aber nur bis zu einem Betrag von 100 Euro je Versicherungsfall. Solche Gefahren würden niemanden finanziell ruinieren, so dass dieser Versicherungsaspekt nicht bedeutend ist.

			Die Vorgaben an die Versicherungsnehmer sind teilweise sehr detailliert. So können zwar bei Problemen mit Internetkäufen Schäden bis zu etlichen Tausend Euro versichert sein, doch unter der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer zunächst alle ihm zustehenden Rechte als Käufer nutzt und dann der Versicherer selbst auf eigene Faust ebenfalls erfolglos war. Das kann dauern und wenn beim Ablauf Fehler gemacht werden, ist der Versicherungsschutz gefährdet. 

			Jenseits von finanziellen Hilfen bieten die Versicherer auch organisatorische Unterstützung. So beim Cyber-Mobbing, wenn der Versicherer einen von ihm gewählten Datenlöscher benennt. Eine solche organisatorische Hilfe kann für Verbraucher, die keine technischen Experten sind, sinnvoll sein – allerdings unter der Voraussetzung, dass der Versicherer befähigte Dienstleister auswählt. Interessant kann für manchen Verbraucher sein, dass in Bezug auf Online-Geldgeschäfte die schuldhafte Verletzung von Pflichten bis zu einem Schadensbetrag von teilweise 15.000 Euro versichert ist. 

			Fazit: Internetpolicen betreffen ein für die meisten Menschen immer wichtigeres Lebensfeld, und dieser Ansatz geht durchaus in eine interessante Richtung. Doch sind die Kostenbegrenzungen vielfach zu eng, so dass häufig gar keine bedeutende finanzielle Absicherung gegeben ist. Auch müssen die Versicherer noch zeigen, dass sie tatsächlich mit viel Engagement als Organisationshelfer bereitstehen, wenn es beispielsweise darum geht, Daten zu retten beziehungsweise unliebsame Daten zu löschen.

			Wer ist und was macht ein Regulierer?

			Eine fast alltäglich gewordene Situation: Nach einem Unwetter gibt es einen Überschwemmungsschaden. Der Keller ist vollgelaufen, das Mauerwerk durchfeuchtet. Der Verbraucher hat nicht nur den richtigen Versicherungsschutz – eine Elementar-schadenabsicherung in der Wohngebäudeversicherung –, er handelt auch richtig, indem er direkt nach dem Schaden seinen Versicherer kontaktiert. 

			Zudem hält der Versicherungsnehmer den Schaden klein, indem er sofort mit dem Ausschöpfen des Kellers beginnt und den Schaden detailliert mit Fotos und Videos dokumentiert. 

			Der Versicherer hat gleich beim Telefonat mit dem Verbraucher angekündigt, jemanden vorbeizuschicken. Und hier beginnt es oft unscharf zu werden: So bleibt beim Telefonat die Rolle dieses angekündigten Menschen oft unklar. Gerne erweckt der Versicherer den Eindruck, es sei ein unabhängiger Gutachter. Dies ist allenfalls halbrichtig. Denn in sehr vielen Fällen handelt es sich um einen „Regulierer“. Dieser wird sich den Schaden anschauen und auf Grund mehr oder weniger umfassender Kenntnisse Aussagen zur Schadenshöhe machen. Möglicherweise wird er sogleich einen Scheck ausstellen in Höhe der angeblichen Schadenssumme. Für Nichtbauexperten ist es sehr schwer zu beurteilen, ob damit die Kosten tatsächlich gedeckt sind. 

			Ein Regulierer arbeitet im Auftrag des Versicherers. Er wird somit der Sphäre des Versicherers zugeordnet – sei es, dass er dessen Angestellter ist, sei es, dass er Mitarbeiter eines Regulierungs-Unternehmens ist, das vom Versicherer beauftragt worden ist. Es kann sein, dass ein solcher Regulierer auch einmal verbraucherorientiert beurteilt. Er hat jedoch ganz genaue Vorgaben des Versicherers, beispielsweise, nur soundsoviel Prozent der Schadensfälle anzuerkennen oder die Schadenshöhe zu drücken. Für Verbraucher heißt das: Zuerst einmal vorsichtig sein. Die Beurteilung des Regulierers ist die Beurteilung des Versicherers, nicht weniger, aber eben auch nicht mehr. Der Regulierer ist kein unabhängiger Gutachter. 

			Läuft alles zur Zufriedenheit des Verbrauchers, ist das in Ordnung. Wer jedoch mit den Feststellungen des Regulierers unzufrieden ist, kann nach den Bedingungen der Wohngebäudeversicherung ein Sachverständigenverfahren in Gang setzen. Darin benennen Verbraucher und Versicherer je einen Sachverständigen sowie als Oberschiedsrichter einen dritten Experten. Die Feststellungen in diesem Sachverständigenverfahren sind grundsätzlich verbindlich. Allerdings tragen Verbraucher die Kosten für ihren Sachverständigen ganz und die des dritten Gutachters zur Hälfte – es sei denn, der Versicherungstarif sieht hier vor, dass die Kosten vollständig vom Versicherer übernommen werden. Dies ist bei leistungsstarken Versicherungsbedingungen der Fall.

			Tagespolicen – neuer, sinnvoller Trend?

			Tagespolicen entwickeln sich zum neuen, großer Trend. Es gibt sie mittlerweile in einer großen Palette: Egal, ob für die Radtour, den Stadionbesuch oder den Volksfestbesuch – in allen Fällen soll ein „Event“ abgesichert werden und die Police somit für wenige Stunden Versicherungsschutz bieten. Doch was ist eigentlich damit abgesichert, und wie sinnvoll sind solche Policen? 

			Vielfach soll die Unfallgefahr mit einer solchen Versicherung abgedeckt werden, gerne in einem Paket mit Haftpflichtgefahren und anderen mehr oder weniger großen Risiken. Damit sind jedoch Risiken abgesichert, die Verbraucher sehr häufig bereits durch bestehende Versicherungen abgedeckt haben: Wer einen privaten Haftpflichtversicherungsvertrag sein Eigen nennt, der ist natürlich auch dann versichert, wenn er ins Stadion geht. Wer sich ausreichend bezüglich einer möglichen Berufsunfähigkeit versichert hat, braucht die finanziellen Folgen auch eines Unfalles auf der Fahrradtour nicht besonders zu fürchten. Tagespolicen sind dann nicht bedeutsam und kosten nur unnötigerweise Geld, das dann an anderer Stelle für wichtige Policen fehlt. 

			Doch können solche Tagespolicen dann sinnvoll sein, wenn ein umfassender Versicherungsschutz bisher fehlt?

			Eher nicht. In jedem Fall steht die Wahl eines guten Versicherungsschutz für 365 Tage im Jahr im Vordergrund und nicht nur für die Zeit einer Radtour oder eines Stadion- oder Volksfestbesuchs. Bei einem umfassenden Versicherungsschutz mit den entsprechenden Policen werden die wichtigsten Lebensrisiken versichert wie die private Haftpflicht, die Berufsunfähigkeit, Kinderinvalidität und das Todesfallrisiko. Dabei wird darauf geachtet, dass umfassender Versicherungsschutz mit ausreichenden Versicherungssummen besteht. 

			Der Versicherungsschutz bei vielen Tagespolicen berührt gerade mal die Oberfläche und bietet beispielsweise völlig unzureichende Versicherungssummen in der Unfallversicherung. In Tagespolicen wird manchmal auch groß verkündet, es gebe einen Diebstahlschutz, dieser wird dann aber im Kleingedruckten auf den Diebstahl weniger Dingen wie Jacken und Taschen eingeschränkt und dazu auch noch der Tascheninhalt ausklammert. 

			Fazit: Solche Tagespolicen tragen also nicht dazu bei, dass – so der Werbetext einer dieser Versicherungen – Versicherungsnehmer „unbeschwert feiern“ können. Vielmehr sind sie oft nur ein Minischutz und nicht viel mehr als ein Partygag. Sie können von einer umfassenden Versicherungsversorgung wegführen und dazu führen, dass Verbraucher unzureichenden Versicherungsschutz zementieren.

			Wieviel Zucker, Fett und Salz? – Nährwertangaben auf Lebens-mitteln sind nun Pflicht

			Seit dem 13.12.2016 müssen auf allen verpackten Lebensmitteln folgende Nährwertgehalte angegeben werden, jeweils pro 100 g oder 100 ml Lebensmittel:

			•	Brennwert/Energie (kJ/kcal)

			•	Fett

			•	davon gesättigte Fettsäuren

			•	Kohlenhydrate 

			•	davon Zucker

			•	Eiweiß

			•	Salz

			Auch im Versand- und Onlinehandel müssen diese Angaben nun zur Verfügung gestellt werden, und zwar schon vor Abschluss des Kaufvertrags.

			Einige Lebensmittel sind jedoch von der Pflicht zur Nährwertkennzeichnung ausgenommen. Dazu gehören zum Beispiel:

			•	Unverarbeitete Lebensmittel wie frisches Obst und Gemüse, unverarbeitetes Fleisch und Fisch

			•	Alkoholische Getränke mit mehr als 1,2 Volumenprozent

			•	Kräuter und Gewürze

			•	Verpackungen kleiner 25 cm²

			•	Unverpackte Ware, z. B. an der Käsetheke

			•	Lebensmittel bei direkter Abgabe durch den Hersteller oder lokale Einzelhandelsgeschäfte

			Alle Nährwertangaben müssen übersichtlich (z. B. als Tabelle) in einem Sichtfeld erscheinen. Anzugeben sind die Nährwerte, die das Lebensmittel zum Zeitpunkt des Verkaufs enthält. Muss das Lebensmittel noch zubereitet werden, können die Nährwerte zusätzlich auch für die verzehrfertige Zubereitung angegeben werden, beispielsweise bei Puddingpulver für die Zubereitung mit 0,5 Liter fettarmer Milch.

			Folgende Nährwertgehalte können freiwillig ergänzt werden: 

			•	Einfach ungesättigte Fettsäuren 

			•	Mehrfach ungesättigte Fettsäuren

			•	Mehrwertige Alkohole (wie beispielsweise die Zuckeraustauschstoffe Sorbit oder Xylit)

			•	Stärke

			•	Ballaststoffe

			•	Vitamine und Mineralstoffe, dabei muss zusätzlich der Prozentsatz an den festgelegten Referenzmengen angegeben werden

			Diese Aufzählung ist abschließend. Damit dürfen andere Nährwerte nicht gekennzeichnet werden, beispielsweise sind Angaben zum Gehalt von Transfettsäuren oder zum Cholesteringehalt unzulässig. 

			Für den Energiegehalt und die Hauptnährstoffe kann angegeben werden, wieviel Prozent die enthaltenen Nährwerte von den Referenzmengen ausmachen. Diese sind folgendermaßen festgelegt: 

			•	Energie: 8.400 kJ (2.000 kcal) 

			•	Gesamtfett: 70 g 

			•	gesättigte Fettsäuren: 20 g 

			•	Kohlenhydrate: 260 g 

			•	Zucker: 90 g 

			•	Eiweiß: 50 g 

			•	Salz: 6 g 

			Dabei muss immer in unmittelbarer Nähe folgende Erklärung angegeben werden: „Referenzmenge für einen durchschnittlichen Erwachsenen (8.400 kJ/2.000 kcal)“. 

			Auch die Angabe der Nährwerte pro Portion oder Verzehreinheit ist zusätzlich möglich, wenn die Portion oder Verzehreinheit auf dem Etikett genau benannt wird (zum Beispiel: 30 g Chips) und die Anzahl der in der Verpackung enthaltenen Portionen bzw. Verzehreinheiten angegeben ist. Die Größe der Portion kann der Hersteller dabei frei festlegen. Teilweise sind diese Portionsangaben nicht ganz realistisch. Durch bewusst kleine Portionen lassen sich Kalorien, Fett und Zucker leicht schön rechnen.

			Viele Hersteller haben auch schon vorher freiwillig die Nährwerte angegeben. Bereits seit dem 13. Dezember 2014 mussten auch diese freiwilligen Nährwertangaben den Anforderungen der LMIV entsprechen. Wer mit Werbeaussagen zu Gesundheit oder Nährstoffen warb, war außerdem auch bisher schon zur Nährwertkennzeichnung verpflichtet.

			Verbraucher sollen mit Hilfe der Nährwertangaben fundierte Kaufentscheidungen treffen können. Doch eine reine Auflistung der Gehalte ist nicht für jeden unmittelbar verständlich und einzuordnen.

			Die Verbraucherzentrale wird die korrekte Umsetzung der Nährwertkennzeichnung deshalb prüfen und sich in einer bundesweiten Gemeinschaftsaktion 2017 auch intensiv mit der Angabe von Portionsgrößen beschäftigen.

			Bilou Duschschäume – echt dufte?

			Die Werbung für Bilou-Duschschäume verspricht ein ganz neues Duscherlebnis mit einzigartigen Düften nach „frischgebackenem Donut mit Erdbeerzuckerguss“ oder „prickelnder Beerenbrause“. Aber was ist an diesen Duschschäumen so besonders? Wir haben uns die Dosen und Werbeaussagen einmal genauer angesehen.

			Das Gesicht hinter Bilou …

			… die Bloggerin Bibi. Der Markenname „Bilou“ steht für „Bibi loves you“. Nach ihren zahlreichen Beauty-Videos verkauft und bewirbt Bibi jetzt auch ihr eigenes Produkt: den Bilou-Duschschaum – mit ganz viel „love & passion“.

			Von Video zu Video lockt sie ihre Fans mit immer wieder neuen Geheimnissen rund um Bilou. In Drogerien werden die Produkte auf lebensgroßen Foto-Aufstellern präsentiert. Mit Gewinnspielen oder auch einzelnen handsignierten Produkten, versteckt im Regal, startet sie immer wieder neue und aufwendige Werbeaktionen. Damit setzt der Hersteller, die Nuwena GmbH, zur Vermarktung auf das sogenannte Influencer Marketing (to influence = beeinflussen). Es handelt sich um eine Werbestrategie, die gezielt auf das Vertrauen der jugendlichen Zielgruppe zu einer Meinungsmacherin, hier der Bloggerin Bibi, setzt und moderne Informationskanäle wie die sozialen Medien nutzt.

			Bilou hat „nur gute Inhaltsstoffe“ und ist „umweltfreundlich“ – wirklich?

			Jein. Kosmetikprodukte dürfen grundsätzlich und per Gesetz nicht schädlich für die Gesundheit sein. Dennoch gibt es einige Stoffe, die für bestimmte Personengruppen kritisch sind, die negative Auswirkungen auf die Umwelt haben können oder aktuell diskutiert werden wie beispielsweise Mineralöle oder Silikone. Die Bilou-Duschschäume enthalten zwar die angepriesenen Pflegeöle wie Aloe Vera, Mandelöl und Avocadoöl. Für das „angenehm cremige Gefühl“ und den Schaum sorgen aber vor allem andere Stoffe: die Treibgase Butan und Propan sowie die schäumende Waschsubstanz Sodium Laureth Sulfate, die zugleich Hauptbestandteile der Rezeptur sind. Sodium Laureth Sulfate ist ein typischer Inhaltsstoff von Duschgels und Shampoos, gilt als hautreizend und kann zu einer Austrocknung der Haut führen. Bilou setzt vielleicht insgesamt weniger kritische Inhaltsstoffe ein als manch andere Duschschäume, dennoch sind nicht alle Inhaltstoffe „nur gut“, wie die Verpackungsaufschrift suggeriert. 

			Auf der Homepage wirbt Bilou mit einer Verpackung, für die möglichst wenig Material eingesetzt werden muss: „Daher ist unsere Bilou Dose kleiner, trotz gleichem Inhalt.“ Wir haben verglichen: Bilou Dosen sind genau so groß wie die meisten anderen Duschschäume – bei gleichem Inhalt. 

			Was kostet der Spaß?

			Die Zielgruppe sind vor allem junge Menschen, das heißt aber nicht, dass die Produkte besonders günstig sind. Mit knapp vier Euro pro Dose ist das Taschengeld schnell weg, vor allem, wenn gleich alle Duftsorten im Bad stehen sollen. Es gibt preiswertere Alternativen, ein Ver-gleich lohnt sich also. Wichtig dabei: Immer den Grundpreis vergleichen, also wieviel 100 Milliliter kosten.

			Werbung mit Dermatest-Siegel 

			Bilou warb auf den Duschschaumdosen sowie im Internet mit dem Dermatest-Siegel „sehr gut“. Laut einem Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) müssen Verbraucher bei Werbung mit Testsiegeln darüber informiert werden, nach welchen Kriterien geprüft worden ist. Dies war bei den Bilou-Produkten jedoch nicht der Fall. 

			Die Verbraucherzentrale hat die Nuwena GmbH deshalb abgemahnt.

			Unser Fazit:

			Bilou ist weder besser noch schlechter als andere Duschschäume. 

			Ob es nun der Bilou-Schaum, der Duschschaum einer anderen Marke oder doch ein herkömmliches Duschgel sein soll, muss jeder für sich selbst entscheiden. Die Frage, ob die angeblich außergewöhnlichen Duftsorten tatsächlich „den Tag versüßen“, ist vor allem eines: Geschmacks- oder in diesem Fall Geruchssache.

			Neuer Workshop für Schulklassen: Alles Veggie?

			Immer mehr Menschen – so auch viele Jugendliche – interessieren sich für eine vegetarische oder vegane Ernährungsweise. Darauf reagiert auch die Lebensmittelindustrie und füllt die Supermarktregale mit Produkten als Ersatz für Schnitzel, Wurst und Käse. Allein im letzten Jahr ist der Umsatz vegetarischer und veganer Produkte um 25 Prozent gestiegen. Doch was bedeutet es überhaupt, Vegetarier oder Veganer zu sein, und wie lassen sich diese Ernährungsweisen im Alltag umsetzen? 

			Die Verbraucherzentrale hat den Workshop „Alles Veggie?“ für Schulklassen der Stufen 8 bis 10 entwickelt. Die Jugendlichen beschäftigen sich dabei mit kritischen Nährstoffen für Vegetarier und Veganer. Denn wer auf Fleisch, Fisch oder generell auf tierische Produkte verzichtet, sollte Lebensmittel sorgfältig auswählen, damit kein Nährstoff zu kurz kommt. Außerdem testen die Schülerinnen und Schüler, ob und wie eindeutig vegetarische oder vegane Lebensmittel im Handel erkennbar sind. 

			Beim Blick auf die Inhaltsstoffe erfahren sie, wie sich die Zutaten und Nährwerte von Ersatzprodukten und den fleischhaltigen Originalen unterscheiden. Ob sich auch an der Kasse ein Unterschied bemerkbar macht, zeigt der Preisvergleich.

			Zum Abschluss darf probiert werden – wie schneiden vegetarische und vegane Ersatzprodukte im Geschmackstest ab?

			Schulklassen und interessierte Gruppen können sich per E-Mail oder telefonisch montags bis freitags zwischen 9 und 12 Uhr unter der Nummer 0711/66 91 211 oder per E-Mail an ernaehrung@vz-bw.de anmelden. Die Anwesenheit und Begleitung der Lehrkraft ist bei der gesamten Veranstaltung erforderlich.

			Was machen eigentlich die Marktwächter?

			Anfang 2015 gingen die Marktwächter Finanzen und Digitale Welt an den Start – als gemeinsame Projekte der Verbraucherzentralen und des Verbraucherzentrale Bundesverbands. Unter dem Motto „Erkennen, Informieren, Handeln“ beobachten und analysieren zehn Schwerpunkt-Verbraucherzentralen den Finanzmarkt und die Digitale Welt aus Sicht der Verbraucher. 

			Das Team der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg konzentriert sich auf das Thema „Geldanlage und Altersvorsorge“: Was passiert am Finanzmarkt? Wo häufen sich derzeit Beschwerden? Handelt jener Anbieter rechtens? Ziel der Marktwächter-Teams ist es, Missstände am Markt aufzudecken und Verbraucher frühzeitig zu warnen. Wenn nötig mahnen die Marktwächter unlauteres Verhalten ab oder informieren die Aufsichtsbehörden und die Politik. Manchmal reicht auch ein Gespräch mit den Anbietern, um Verhalten abzustellen, das Verbraucher benachteiligt. 

			Bundesweite Marktbeobachtung aus Verbrauchersicht

			Grundlage für die Marktbeobachtung sind Informationen aus der Verbraucherberatung in bundesweit rund 200 Beratungsstellen der Verbraucherzentralen. Zudem erfassen und analysieren die Marktwächter-Teams Verbraucherbeschwerden auf www.marktwaechter.de und führen empirische Untersuchungen durch. Neben dem Marktwächter-Team in Baden-Württemberg gibt es vier weitere Schwerpunkt-Verbraucherzentralen im Marktwächter Finanzen.

			Sie konzentrieren sich auf die Themen Immobilienfinanzierung, Versicherungen, Grauer Kapitalmarkt sowie Bankdienstleistungen und Konsumentenkredite. Im Marktwächter Digitale Welt werden die Themen Digitale Dienstleistungen, Digitaler Wareneinkauf, Nutzergenerierte Inhalte, Digitale Güter sowie Telekommunikationsdienstleistungen genauestens betrachtet.

			Frühwarnnetzwerk erkennt Missstände am Markt

			Herzstück des Marktwächter-Projekts ist das neu aufgebaute Frühwarnnetzwerk: Verbraucherzentralen aus allen 16 Bundesländern melden ausgewählte Verbraucherbeschwerden nach bestimmten Kriterien. Diese Meldungen helfen, bedenkliche Entwicklungen am Markt früh zu erkennen, Verbraucher zu warnen und sie vor Fehlentwicklungen zu schützen.

			Seit Start des Frühwarnnetzwerks im Oktober 2015 erhielten die Marktwächter wöchentlich zwischen 100 und 200 von Beratungskräften ausgewählte Verbraucherbeschwerden. Die einzelnen Schwerpunkt-Verbraucherzentralen sichten dann die eingegangenen Hinweise und clustern sie in Gruppen: zum Beispiel Fälle mit hohem Schaden für Verbraucher, besonders häufig auftretende Beschwerden oder neu aufkommende Probleme am Markt. Aus der Masse dieser Beschwerden analysieren die Marktwächter, ob gesetzeswidrige oder fragwürdige Geschäftsmodelle, Vertriebspraktiken, Tarifmodelle sowie strukturelle Fehlentwicklungen am Markt vorliegen. Wird ein Problem erkannt, nutzen die Marktwächter unterschiedliche Möglichkeiten (siehe blauer Balken der Infografik): Warnung der Verbraucher, Dialog mit Anbietern, Information von Politik und Aufsichtsbehörden, Abmahnung von Anbietern, Einleitung von Untersuchungen.

			Verbraucher frühzeitig warnen

			Schnelle Warnungen helfen, Verbraucher auf konkrete Maschen oder Anbieter aufmerksam zu machen. So warnte das Marktwächter-Team in Baden-Württemberg Verbraucher über eine Pressemeldung und die eigene Internetseite vor der automatischen Umschichtung ihrer Renten- und Lebensversicherungen nach der Schließung bestimmter DWS FlexPension Teilfonds und kritisierte das Verhalten der Versicherer: Die Ersatzfonds sind meist riskanter und bei den laufenden Kosten teurer als die bisherigen Fonds. Zudem boten die Versicherungsschreiben nur unzureichende Informationen über die Ersatzfonds. Zum Fondsvergleich fehlten zum Teil Angaben wie Risikoklasse, Gesamtkostenquote (TER) oder die ISIN-Nummer, welche einen Fonds eindeutig identifiziert. Andere Marktwächter-Warnungen betrafen zum Beispiel teure, aber nutzlose Dienstleistungen zur Rückabwicklung von Versicherungen. Oder betrügerische Schneeball-Systeme, die von vermeintlichen Crowdfunding-Anbietern als seriöse und renditestarke Geldanlage beworben wurden. 

			Verbraucherrechte verteidigen

			Bei einigen Problemen stellten die Verbraucher­schützer auch Rechtsverstöße fest und mahnten die betroffenen Unternehmen ab. Die Allianz-Lebensversicherungs-AG musste beispielsweise ihre Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) in Immobiliar-Darlehensverträgen mit Verbrauchern ändern. Die Verträge ent-hielten unzulässige Klauseln, die den Anbieter zu einseitigen Zinsanpassungen berechtigen sollten. Ebenso erfolgreich konnte die Degussa Bank AG abgemahnt werden: Sie verwendete eine unzulässige Klausel zur Zinsanpassung bei Krediten nach billigem Ermessen. Nach einem Hinweis des Marktwächters Finanzen untersagte außerdem die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) der SPS Bank N.V. das unerlaubt betriebene Einlagen- und Kreditgeschäft untersagt und die unverzügliche Abwicklung der unerlaubt betriebenen Geschäfte angeordnet.

			Untersuchungen sorgen für Transparenz

			In Untersuchungen widmen sich die Marktwächter-Teams größeren Problemfeldern. Als Datenbasis werden Erhebungen in der Verbraucherberatung, Verbraucheraufrufe, Mystery Shopping oder Bevölkerungsbefragungen verwendet. Zu den Untersuchungsergebnissen tauschen sich die Marktwächter auch direkt mit betroffenen Anbietern und Verbänden aus.

			Beispielsweise untersuchte das Marktwächter-Team in Baden-Württemberg, wie gut Finanzprodukte zu Verbrauchern und Verbraucherinnen passten, die sich zwischen November 2014 und Oktober 2015 in den Verbraucherzentralen beraten ließen.

			835 persönliche Beratungen zur Geldanlage und Altersvorsorge konnten ausgewertet werden. 45 Prozent der Finanzprodukte im Besitz der beratenen Verbraucher passten nicht (mehr) zu deren individuellen Lebenssituationen. Falls die Verbraucher Angebote ihrer Bank oder ihrer Versicherung mit in die Beratung brachten, konnten auch diese Angebote ausgewertet werden. Hier stellten die Berater bei der Durchsicht fest, dass 95 Prozent der insgesamt 362 vorgelegten Angebote nicht dem Bedarf der beratenen Verbraucher entsprachen, weil sie entweder zu teuer, zu riskant, zu unflexibel waren oder im Vergleich zu anderen Anlageprodukten zu wenig Rendite brachten. In einem anschließenden Anbieterdialog tauschte sich das Marktwächter-Team der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg und der vzbv mit betroffenen Anbietern und Verbänden aus. Die Studie unterstützt auch die politische Forderung der Verbraucherzentralen, die provisionsbasierte Anlageberatung abzuschaffen. Wenn Beratung bedarfsgerecht sein soll, müssen Produktverkauf und Beratung klar getrennt werden.

			Dialog mit Anbietern, Politik und Aufsicht

			In bestimmten Fällen sprechen die Marktwächter-Teams Anbieter auch direkt an, um sie auf problematische Entwicklungen hinzuweisen und frühzeitig Lösungen zu diskutieren. Zusätzlich führen die Marktwächter regelmäßig Gespräche mit Politikern, Behörden und Experten. Außerdem wurden für beide Marktwächter Beiräte mit insgesamt über 40 Mitgliedern aus Wirtschaft, Verwaltung, Politik, Wissenschaft und Zivilgesellschaft berufen. Diese dienen dem transparenten Austausch zu den Projekterkenntnissen sowie als Impulsgeber für die Arbeitsplanung in den Themenschwerpunkten.

			Helfen Sie uns helfen!

			Haben Sie negative Erfahrungen im Finanzmarkt und der Digitalen Welt gemacht? Wenden Sie sich bei konkreten Problemen an Ihre Verbraucherzentrale vor Ort! Damit unterstützen Sie automatisch auch die Marktwächter-Arbeit. Falls Sie keine Beratung brauchen, können Sie Ihrer Verbraucherzentrale oder dem Marktwächter-Team auch einen Hinweis geben oder eine Beschwerde übermitteln. 

			Auf www.marktwaechter.de erfahren Sie mehr über bisherige Untersuchungen, aktuelle Marktwächter-Warnungen oder erfolgreiche Abmahnungen.

			Wie bewegt man sich sicher im Internet?

			Sobald man sich im digitalen Netz bewegt, hinterlässt man eine Spur – manchmal freiwillig, manchmal merkt man es gar nicht. Daher sollte man sich gut überlegen, welche persönlichen Informationen man von sich preisgeben möchte. Das Netz vergisst nahezu nichts.

			Hier ein paar grundsätzliche Tipps, wie Sie Ihre Daten schützen können:

			•	Bei der Nutzung des Smartphones beispielsweise sollten Sie die Werbung ausschalten. Kontrollieren und korrigieren Sie Ihre Einstellungen so, dass Apps keine Informationen automatisch über Sie weitergeben.

			Wie funktioniert das?

			•	Bei Android unter Google-Einstellungen/Anzeigen – Interessenbezogene Werbung deaktivieren und Werbe-ID zurücksetzen. 

			•	Bei iOS unter Einstellungen/Datenschutz/Werbung – kein AD-Tracking und AD-ID zurück-setzen.

			Eine Anleitung finden Sie auch unter www.checked4you.de.

			•	Des Weiteren ist es wichtig, regelmäßig die Cookies in Smartphone und Rechner zu löschen. Dies kann man auch so einrichten, dass eine automatische Löschung nach jeder Sitzung erfolgt. Helfen kann auch, immer wieder die Suchmaschine zu wechseln. Anbieter wie „Startpage“, „DuckduckGo“ oder „lxqick“ geben keine Daten weiter. Wenn Sie WLAN, Bluetooth oder GPS gerade nicht brauchen, schalten Sie es einfach aus.

			•	Sofern von Ihnen ein Passwort verlangt wird, sollte es ein sicheres Passwort sein. Ein solches hat mindestens zehn Zeichen, beinhaltet Groß-, Kleinbuchstaben, Zahlen sowie Sonderzeichen. Außerdem sollten Sie es regelmäßig ändern. Damit man das Passwort nicht so leicht vergisst, kann man Merksätze verwenden. Auf keinen Fall sollten Sie Kombinationen verwenden, die leicht nachvollziehbar sind wie zum Beispiel Zahlenfolgen oder Geburtstage von sich selbst oder nahen Angehörigen.

			Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg bietet als Merkhilfe für kurze Zeit einen sogenannten Kryptonizer an, der Ihnen bei der einfachen Verschlüsselung und Wiedererkennung Ihres Passwortes helfen kann. Dieser ist individuell und kann bequem am Schlüsselbund getragen werden. Sie können damit jederzeit Ihr Passwort prüfen. Kommen Sie einfach in eine unserer Beratungsstellen und holen Sie sich einen Kryptonizer ab. Eine genaue Beschreibung für eine sichere Verschlüsselung liegt der kleinen Karte bei.

			„Big Data! Und ich?“ – so heißt eine neue Faltbroschüre der Verbraucherzentralen. Verbraucher finden hier diese und weitere Tipps zum Schutz ihrer Daten.

			Information erhalten Sie auch auf unserer Homepage.

			Bei Fragen rund um das Thema beraten Sie unsere Expertinnen und Experten am Beratungstelefon (siehe Seite 8).

			Teure Schnäppchen – Betrügerische Shops im Internetjagd

			Markenschuhe und Elektronikgeräte zu extrem niedrigen Preisen oder begehrte Handtaschen, die in anderen Shops nicht verfügbar sind: Mit scheinbar guten Angeboten versuchen Fake-Shops Verbraucher zum Kauf zu bewegen. Doch ist das Geld erst einmal überwiesen, folgt schnell die Ernüchterung: Statt der bestellten Markenwaren erhalten Verbraucher überhaupt keine Lieferung oder minderwertige Produkte. In manchen Fällen bekommen Verbraucher auch unbestellte Ware zugeschickt, für die sie dann zahlen sollen. Die Betreiber der Shops sind häufig nur schwer zu greifen. 

			Woran erkenne ich Fake-Shops?

			Mit hochwertig wirkenden Bildern und schickem Design geben sich die Shops ein professionelles und seriös wirkendes Aussehen. Auch werden Internetadressen generiert, die denen der Markenhersteller ähneln. Frei erfundene oder unerlaubt kopierte Siegel und Zertifikate sollen Vertrauen schaffen. Auf den ersten Blick sind Fake-Shops schwer zu erkennen. 

			Unsere Checkliste kann helfen, sich vor betrügerischen Shops zu schützen: 

			•	Welche Informationen stehen im Impressum? Ein Blick ins Impressum kann den falschen Shop häufig schnell enttarnen. Fehlt es ganz, ist es unvollständig oder ist dort nur eine Postfachadresse oder eine kostenpflichtige Service-Nummer angegeben, gilt: 

				Finger weg! Denn ohne Impressum 

				ist es bei Beschwerden schwierig, den Vertragspartner zu ermitteln. Auch eine Anzeige oder eine Abmahnung kann ohne ladungsfähige Anschrift nicht zugestellt werden. 

			•	Welche Bezahlmöglichkeiten gibt es? Werden nur Bezahlmöglichkeiten angeboten, bei denen der Verkäufer vor dem Versand der Ware das Geld erhält, sollte man besser nicht bestellen. Denn bei Vorauskasse oder Sofortüberweisungen ist es schwierig, das Geld zurückzubekommen. Auch von Zahlung und Versand per Nachnahme rät die Verbraucherzentrale ab. Um seriös zu erscheinen, bieten manche Shops zum Schein auch Bezahlen per Lastschrift oder Rechnung an. Wählt man diese Möglichkeiten aus, sind sie aus „technischen Gründen“ plötzlich doch nicht möglich.

			•	Wie sind allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) und Produktbeschreibungen gestaltet? Auf den zweiten Blick können Produktbeschreibungen und AGB einen Hinweis auf einen Fake-Shop geben. Enthalten sie viele Grammatik- und Rechtschreibfehler, kann das auf einen falschen Shop hindeuten. Manche Unternehmen versuchen auch, über die AGB den Widerruf auszuschließen oder durch eigene, willkürliche Regeln einzuschränken. 

			•	Wie bewerten andere Kunden den Shop? Die Erfahrung anderer Verbraucher ist ein wichtiges Indiz für die Seriosität eines Shops. Stutzig werden sollte man, wenn der Shop auf der eigenen Seite auffällig gut bewertet wird und sich keinerlei Kritik findet. Hier kann es hilfreich sein, über Foren oder soziale Medien nach weiteren Meinungen zu suchen. 

			Was tun, wenn man auf einen Fake-Shop hereingefallen ist?

			Bleibt die Lieferung aus oder wird falsche, mangelhafte Ware geliefert, ist man womöglich auf einen Fake-Shop hereingefallen. Reagiert der Händler nicht auf E-Mails oder ist die Seite inzwischen offline, sollten Verbraucher ihre Bank kontaktieren und klären, ob die Zahlung noch rückgängig gemacht werden kann. Darüber hinaus können Verbraucher Strafanzeige bei der Polizei erstatten. Dafür ist es wichtig, Beweise wie eine Bestellbestätigung oder E-Mails des Shops zu sichern.

			Weitere Infos rund um das Thema „Fake-Shops“ gibt es auf der Internetseite der Verbraucherzentrale: http://www.verbraucherzentrale.de/so-erkennen-sie-fake-shops-im-internet

			Neuer Gesetzesantrag zur Patientenverfügung: Vertretung durch den Partner auch ohne Vollmacht?

			Die Länderkammer hat einen Gesetzesantrag beschlossen, nach dem sich Ehe- und Lebenspartner gegenseitig automatisch im Falle einer schweren Erkrankung oder eines Unfalls für eine gewisse Zeit auch ohne das Vorhandensein einer expliziten Vorsorgevollmacht vertreten können. Eingebracht haben den Antrag die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Dieser sieht vor, dass

			•	Ärzte dem Partner gegenüber von ihrer Schweigepflicht entbunden werden,

			•	für den Partner medizinische Entscheidungen getroffen werden können,

			•	die ärztliche Aufklärung beim Partner erfolgen kann

			•	und Verträge vom Partner abgeschlossen werden können.

			Viele Partner haben gegenseitig keine Vorsorgevoll­macht ausgestellt. Dieser Gesetzesentwurf würde die Einsetzung gerichtlicher Betreuungen vermindern. Allerdings würde auch das Recht auf Selbstentscheidung von Partnern eingeschränkt werden, da die Vertretung automatisch auf den Partner übergehen würde. Wer das nicht möchte, müsste explizit eine andere Verfügung erstellen. Zudem ist im Antrag nur vage festgelegt, wie lange die Vertretung dauern könnte.

			Die Bundesregierung und der Bundestag müssen sich nun mit diesem Gesetzesantrag beschäftigen. In welche Richtung die Entscheidung gehen wird, ist derzeit noch unklar.

			Um auf der sicheren Seite zu sein, muss man derzeit seinen Partner – oder jede andere Person seiner Wahl – mit einer Vorsorgevollmacht ausstatten, damit diese Person für die Fälle, in denen man selbst nicht mehr entscheiden kann, entsprechende Entscheidungen treffen kann.

			Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in seinem Urteil vom 6. Juli 2016 (Az: XII ZB 61/16) festgelegt, dass Vorsorgevollmachten und Patientenverfügungen präzise sein müssen. Also muss auch eine Vorsorgevollmacht genau die Themenbereiche benennen, für die der Bevollmächtigte Entscheidungen treffen darf, zum Beispiel Gesundheitsvorsorge, Finanzen, Wohnangelegenheiten, Vertretungen bei Behörden, Gericht, Post, Fernmeldewesen. Auch die Art und Weise zu benennen, wie die Angelegenheiten umgesetzt werden sollen, ist hilfreich.

			Der BGH hat in der genannten Entscheidung vor allem auf die Präzision von Patientenverfügungen hinge-wiesen. Allgemeine Aussagen wie „Ich wünsche einen menschenwürdigen Tod“ sind nicht ausreichend, um auf dieser Basis Entscheidungen zu treffen, beispielsweise für oder gegen eine künstliche Ernährung.

			Damit ist es notwendig, dass vorhandene Patienten­verfügungen nochmals überprüft werden und die einzelnen gewünschten oder nicht gewünschten Behandlungsmöglichkeiten explizit aufgeführt werden. Dabei ist insbesondere an künstliche Ernährung (durch Vene oder Bauchdecke), künstliche Beatmung (durch Luftröhre), Wiederbelebung, Schmerztherapie (Bewusstseinsdämpfung, früherer Todeseintritt) sowie grundsätzliche weitere Behandlungen ohne Aussicht auf Behandlungserfolg zu denken.

			Auch muss möglichst genau beschrieben werden, in welchem gesundheitlichen Zustand diese Fest-legungen angewandt werden sollen. Letztlich muss ein Arzt entscheiden, ob weitere lebensverlängernde Behandlungen auf Wunsch des Patienten eingestellt werden und damit ein früherer Tod in Kauf genommen wird. Für die behandelnden Ärzte und die Bevollmächtigten ist es hilfreich, die eigenen Wertvorstellungen niederzuschreiben, so dass hierdurch eine zusätzliche Orientierung vorhanden ist.

			Die Verbraucherzentrale bietet hierzu Entscheidungshilfen durch Ratgeber und Beratung.

			Pflege im Alter – Welche Möglichkeiten gibt es?

			Die Frage, wie eine eventuell notwendig werdende Pflege vor Ort zu gestalten ist, beschäftigt viele Menschen.

			Die meisten älteren Pflegebedürftigen werden von Angehörigen gepflegt. Die Pflegekassen bezahlen hierfür je nach Schweregrad das Pflegegeld. Um Angehörige vor Überforderung zu schützen, stehen verschiedene Entlastungsmöglichkeiten bereit wie Verhinderungspflege, Kurzzeitpflege, Tag- oder Nachtpflege. Auch hierfür sind bestimmte Beträge vorgesehen.

			Ein ambulanter Pflegedienst kann ebenfalls Entlastung bringen. Der Pflegedienst wird über den Betrag der sogenannten Sachleistungen von der Pflegekasse bezahlt.

			Eine Kombination dieser Leistungen – Pflegegeld und Sachleistung – ist möglich und wird anteilig verrechnet.

			Wird weitere Hilfe benötigt, können Nachbarschafts­hilfen in Anspruch genommen werden. Vereine oder Kommunen stellen hierfür Angebote zur Verfügung.

			Bei der letzten Gesetzesänderung im Pflegebereich hat der Gesetzgeber auch neuere Wohnformen – wie Pflegewohngemeinschaften – auf-genommen. Auch hierfür gibt es anteilige Finanzierungen.

			Auch beim Aufenthalt in Pflege-heimen gibt es Geld von der Pflegekasse, zumindest die „Hotelkosten“ (Unterkunft und Essen) und die Investitionskosten sind vom zu Pflegenden zu zahlen.

			Für die Pflege zu Hause nehmen osteuropäische Haushaltshilfen an Bedeutung zu. Die legale Möglichkeit, diese Hilfe in Anspruch zu nehmen, ist die Anstellung der Haushaltshilfe. Dabei ist der zu Pflegende deren Arbeitgeber – mit allen Rechten und Verpflichtungen. Einzelne Organisationen kümmern sich um die Vermittlung und übernehmen die Formalitäten mit Behörden. Die Arbeitgeberpflichten müssen trotzdem erfüllt werden. Bei einer Vermittlung über eine Agentur ist die Haushaltshilfe bei einem ausländischen Arbeitgeber angestellt. Diese Agentur ist dann der Ansprechpartner.

			Bonusheft vom Zahnarzt abstempeln lassen

			Das neue Jahr hat begonnen und ein weiterer Stempel des Zahnarztes im Bonusheft wird fällig.

			Warum ist das so wichtig?

			Zahnersatz ist teuer. Seit 2005 bezahlen gesetzliche Krankenkassen nur noch befundbezogene Festzuschüsse im Gegensatz zu dem davor geltenden prozentualen Bezuschussungssystem beim Zahnersatz. Als Grundlage für den Zahnersatz gilt die Diagnose, zum Beispiel ein fehlender Zahn. Daraus wird die Regelversorgung festgelegt. Im genannten Beispiel ist dies eine Brücke. Das Material besteht dabei aus Nichtedelmetall, eine Teilverblendung ist nur im sichtbaren Bereich vorgesehen. Implantate, Edelmetalllegierung oder Keramik sowie Vollverblendung sind Privatleistungen und werden vom Zuschuss nicht erfasst. Im einfachsten Fall erhält man von der Krankenkasse derzeit einen Zuschuss von 330,13 Euro, unabhängig davon, welche Versorgung der Patient wählt. Die Zuschüsse decken etwa die Hälfte der durchschnittlichen Kosten der Regelversorgung, also der Standardtherapie. Bei geringem Einkommen (Härtefall) wird der Festzuschuss verdoppelt.

			Das Bonusheft hilft, den Zuschuss zu erhöhen. Zwanzig Prozent mehr, also 396,16 Euro, erhält, wer das Bonusheft über fünf Jahre lückenlos geführt hat. Der Zuschuss steigt auf insgesamt 130 Prozent, also 429,17 Euro, für diejenigen, die ihr Bonusheft zehn Jahre geführt haben. Auch hier ist wieder auf Lückenlosigkeit zu achten. Fehlt ein Jahr dazwischen, fängt man wieder von vorne an, die Jahre zu zählen.

			Um in den Genuss eines möglichst hohen Bonus zu kommen, empfiehlt es sich, wenigstens einmal im Jahr zur Vorsorgeuntersuchung zum Zahnarzt zu gehen und das Bonusheft abstempeln zu lassen. Dabei können auch kleine Probleme erkannt und umgehend zahnschonend behandelt werden. Deshalb sollte an den Termin beim Zahnarzt gleich zu Jahresbeginn gedacht werden.
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